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OSTEUROPA AUF DEM WEG IN 
DIE EU 

Die EU steht vor grundlegenden Veränderungen: einer Reform 
der Institutionen, der Verwirklichung der Währungsunion und 
der Aufnahme neuer Mitglieder aus Osteuropa.. Alle diese 
Schritte hängen untereinander eng zusammen.. Die Weichen für 
die Osterweiterung wurden vom Europäischen Rat in Kopen­
hagen Mitte 1993 gestellt, die Beitrittsverhandlungen könnten 
im Frühjahr 1998 beginnen, Die Belastung des EU-Budgets aus 
der Einbeziehung Osteuropas in die Gemeinsame Agrar- und 
Strukturpolitik könnte in tragbaren Grenzen gehalten werden. 
Aus österreichischer Sicht werden sich aus einer baldigen 
EU-Osterweiterung überwiegend Vorteile ergeben. 

Die Auflösung der Wirtschaftsverflechtung innerhalb des Rates für gegenseitige 
Wirtschaftshilfe, der Verlust des sowjetischen und des ostdeutschen Marktes 
und die notwendigen Änderungen der Wirtschaffsstruktur brachten allen Län­
dern Osteuropas erhebliche wirtschaftliche Einbu5en. Die EU, die bedeutende 
wirtschaftliche und politische Interessen in dieser Region hat, war sich von An­
fang an ihrer großen Verantwortung für den Erfolg der Transformation im 
Osten bewußt Ihre Unterstützung Osteuropas bestand in einer finanziellen 
und technischen Hilfe (im Rahmen des Phare-Programms), vor allem aber in der 
Öffnung des Marktes für östliche Produkte. 

EUROPA-VERTRÄGE 
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Das wichtigste Instrument für eine enge Anbindung der Länder Ost-Mitteleuro­
pas (MOEL) an die EU waren die „Europa-Verträge", die bereits im Dezember 
1991 mit Ungarn, Polen und der damaligen CSFR unterzeichnet wurden Diese 
Assoziationsabkommen sehen die Errichtung einer Freihandelszone innerhalb 
von 10 Jahren vor Sie enthalten auch Bestimmungen über den freien Perso­
nen-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehr, über den Wettbewerb sowie über 
die finanzielle und wirtschaftliche Zusammenarbeit Als institutioneller Rahmen 
ist der Assoziationsrat vorgesehen. 

Die EU hat ihre Zölle und Mengenbeschränkungen gegenüber den MOEL 
großteils rasch abgebaut, Osteuropa kann seinerseits Ubergangsfristen bis 
zum Jahr 2001 in Anspruch nehmen Der Agrarhandel wurde nur zu einem ge­
ringen Teil liberalisiert. Die den Außenhandel betreffenden Teile der Verträge, 

W I F O MONATSBERICHTE 12/1996 799 



IOSTERWEITERUNG DER EU 

Übersicht h. Europa-Abkommen und EU-Beitriftsanträge 
der MOEL 

Europa-Abkommen 
Interimsverfrag Endgültig 

In Kraft seil 

Ungarn 
Polen 

Tschechien 
Slowakei 

Rumänien 
Bulgarien 

Drei baltische Staaten 

Slowenien 

1 Mörz 1992 
I Mörz 1992 
1 M o t z 1992 
I März 1992 

I Ma i 1993 

31 Dezember 1993 

12 Juli 1995'! 

I Jänner I997 3) 

1 Februar 1994 
1 Februar 1994 
1 Februar 1995 
3 Februar 1995 

I Februar 1995 
I Februar 1995 

Antrag ouf EU-Beitritt 

Oberreicht 

I April 1994 

8 April 1994 

22. Jänner 1996 

27 Juli 1995 

22 Juni 1995 

15 Dezember 1995 

IV Quarta l 1995 ;1 

10 Juni 1996 

') Freihandel seit 1. Jänner 1995. — Lettland 25. Oktober 1995 Estland 24 November 
1995 Litauen 11 Dezember 1995. — ^Unterzeichnung 10 Juni 1996. 

die in die Kompetenz der EU-Kommission fallen, wurden 
in bezug auf Ungarn, Polen und die CSFR bereits am 
1. März 1992 in Kraft gesetzt, in bezug auf Bulgarien 
und Rumänien im Laufe des Jahres 1993 und in bezug 
auf die drei baltischen Länder im Juli 1995 Ein Abkom­
men mit Slowenien konnte erst am 10 Juni 1996 unter­
zeichnet werden Es war längere Zeit durch ein Veto 
Italiens blockiert gewesen, das erst aufgrund eines 
Kompromisses in der Frage des enteigneten italieni­
schen Grundbesitzes in Slowenien aufgegeben wurde 
Der Interimsvertrag wird Anfang 199Z in Kraft treten 
(Ubersicht 1) 

Bisher hat somit die EU Europa-Verträge mit zehn ost­
europäischen Ländern (einschließlich der Nachfolge­
staaten der CSFR) unterzeichnet. In den meisten Fällen 
sind, nach Verabschiedung durch die nationalen Parla­
mente und das EU-Parlament, bereits die endgültigen 
Abkommen in Kraft 

Die EFTA-Staaten schlössen nach 1989 mit den meisten 
osteuropäischen Ländern Freihandelsverträge ab, die 
sich in zollrechtlicher Hinsicht eng an den Europa-Ver­
trägen orientieren1) Der Beitritt Österreichs zur EU 
brachte in den Beziehungen zu Osteuropa nur relativ 
wenige Änderungen (vgl hiezu Stankovsky - Mayerho­
fen, 1994) 

EUROPÄISCHER RAT IN KOPENHAGEN: 
EU FÜR OSTEUROPA OFFEN 

Die Länder Osteuropas sind seit dem politischen Um­
bruch um eine Aufnahme in die EU bemüht. Die Union 
stand diesem Wunsch ursprünglich reserviert gegen­
über. Die Präambel der Europa-Verträge enthält zwar 
eine Beitrittsoption, die festhält, daß das assoziierte 
Land die Mitgliedschaft anstrebt und daß die Europa-
Abkommen bei der Verwirklichung dieses Ziels hilfreich 

Bedingungen für die Aufnahme in die EU 

„ . . die assoziierten ost-mitteleuropäischen Länder, 
die dies wünschen, (können) Mitglieder der Europäi­
schen Union werden. Der Beitritt kann erfolgen, so­
bald ein assoziiertes Land in der Lage ist, den mit 
einer Mitgliedschaft verbundenen Verpflichtungen 
nachzukommen und die erforderlichen wirtschaftlichen 
und politischen Bedingungen zu erfüllen " 

Bedingungen sind: 

• institutionelle Stabilität, 

• funktionsfähige Marktwirtschaft, 

• die Fähigkeit, dem Wettbewerbsdruck und den 
Marktkräften innerhalb der Union standzuhalten, 

• die Fähigkeit, die aus einer Mitgliedschaft erwach­
senden Verpflichtungen zu übernehmen, 

• sich die Ziele der politischen Union sowie der Wirt­
schafts- und Währungsunion zu eigen zu machen. 

Q: Europäischer Rat in Kopenhagen, Juni 1993 

sein werden. Dem Wunsch, die Aufnahme auch zuzusa­
gen, kam aber die Gemeinschaft zunächst nicht nach. 
Erst der Europäische Rat in Kopenhagen im Jahr 1993 
brachte in der Beitrittsfrage eine Wende. Den assozi­
ierten Ländern in Ost-Mitteleuropa wurde eine Aufnah­
me zugesagt, sofern sie den mit einer Mitgliedschaft 
verbundenen Verpflichtungen nachkommen können und 
die Bedingungen erfüllen (vgl. Kasten) Als erstes ost­
europäisches Land beantragte Ungarn im April 1994 
den EU-Beitritt. Mit dem am 10 Juni 1996 überreichten 
Ansuchen Sloweniens liegen nun Beitrittsgesuche von 
allen zehn assoziierten Oststaaten vor 

Zu den schwierigsten Aufgaben der Transformation 
Osteuropas zählt der Aufbau von Institutionen und Me­
chanismen, die für eine funktionierende Marktwirtschaft 
- und somit auch für eine Teilnahme an der EU - not­
wendig sind. Die EU unterstützt daher die assoziierten 
Oststaaten beim Aufbau der Institutionen und bei der 
Annäherung der Rechtsvorschriften. 

Im Sommer 1994 legte die EU-Kommission, einem Auf­
trag des Europäischen Rates in Korfu im Juni 1994 fol­
gend, ein Strategiepapier2) der MOEL und im Mai 1995 
ein Weißbuch über die Annäherung der Rechtsvorschrif­
ten3) der MOEL vor Der Europäische Rat in Essen be­
schloß im Dezember 1994 eine „Heranführungsstrate-
gie" für die Länder Ost-Mitteleuropas im Vorfeld des 
Beitritts (die zusätzlich zu den bilateralen Europa-Ab-

') Auch nach dem Ausscheiden von Österreich, Finnland und Schwe­
den verfolgt die EFTA (Schweiz, Liechtenstein, Norwegen, Island! eine 
aktive Politik gegenüber Osteuropa. So schloß sie im Dezember 1995 
Freihandelsverträge mit den drei baltischen Ländern ab 

2) ..Die Europa-Abkommen und die Zeit danach: Eine Strategie zur 
Vorbereitung des Beitritts der Länder Ost-Mitteleuropas" 
3) „Vorbereitung der assoziierten Staaten Mittel- und Osteuropas auf 
die Integration in den Binnenmarkt der Union" 
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kommen strukturierte Beziehungen zwischen den assozi­
ierten Ländern und den Institutionen der EU vorsieht) 
Der Europäische Rat in Cannes im Juni 1995 nahm das 
Weißbuch zustimmend zur Kenntnis und bot die Gele­
genheit zum ersten Treffen mit den Regierungschefs der 
MOEL 

EUROPÄISCHER RAT IN MADRID: BEITRITTS­
VERHANDLUNGEN N A C H EU-REGIERUNGS­
KONFERENZ 

Wichtige Beschlüsse in bezug auf die Aufnahme ost­
europäischer Länder faßte der Europäische Rat in Ma-
dria"\m Dezember 1995. Er beauftragte die Kommission, 
sobald wie möglich Stellungnahmen („Avis") zu allen 
Beitrittsanfragen auszuarbeiten4). Sie soll ferner folgen­
de Dokumente vorlegen: 

• ein Grundsatzpapier („Impact Study"), in dem die 
Auswirkungen der Erweiterung auf die einzelnen ge­
meinsamen Politiken der Union, insbesondere auf die 
Agrar- und Strukturpolitik untersucht werden sollen, 

• eine detaillierte Analyse der Methoden für die Erstel­
lung der Haushalte der Union nach dem Jahr 1999, 
die die vom Europäischen Rat in Edinburgh angenom­
menen Regeln ersetzen soll, 

• eine Analyse der möglichen Ubergangsbestimmun­
gen und zeitlichen Ausnahmeregelungen für die ein­
zelnen Beitrittswerber 

Der Rat sprach sich ferner dafür aus, daß die Beitritts­
verhandlungen mit den osteuropäischen Ländern gleich­
zeitig mit den Verhandlungen mit Zypern und Malta, 
d h sechs Monate nach Abschluß der Regierungskon­
ferenz beginnen. 

EU-REGIERUNGSKONFERENZ: WEICHEN­
STELLUNG A U C H FÜR DIE OSTERWEITERUNG 

Der weitere Verlauf der Osterweiterung wird maßgeb­
lich von der am 29. März 1996 in Turin eröffneten EU-
Regierungskonferenz ÜGC) bestimmt, bei der die Revi­
sion des Unionsvertrags von Maastricht zur Diskussion 
steht Die Verhandlungen stützen sich u a auf einen 
Bericht der Reflexionsgruppe, der folgende Themen be­
handelt: der Bürger und die EU, Vorbereitung der EU 
auf die Erweiterung (Institutionen, Verfahren und Politi­
ken), Aktionsfähigkeit der EU nach außen (GASP, Euro­
päische Sicherheitspolitik) Die Vorschläge haben eine 

4) Zur Vorbereitung des „Avis" übergab die EU-Kommission im April 
1996 den 9 MOEL sowie [informell! auch Slowenien einen etwa 
160 Seiten langen Fragebogen mit mehreren tausend Fragen, die in­
nerhalb von sechs Monaten beantwortet werden mußten. Der Frage­
bogen betraf insgesamt 23 für den Binnenmarkt relevante Bereiche, 
z B. Finanzdienste, Auswirkungen des Beitritts zur Zollunion, Beschäf­
tigung und sozialen Dialog 

Wichtige Schritte der EU-Osterweiterung 

1992 bis 1996= 

Juni 1993 (Europäischer Rat 
Kopenhagen): 

Juni 1994 

(Europäischer Rat Korfu): 

Sommer 1994: 

Dezember 1994 
(Europäischer Rat Essen): 

Mai 1995: 

Juni 1995 
(Europäischer Rat Cannes): 

Dezember 1995 
(Europäischer Rat Madrid): 

ab März 1996 
[Europäischer Rat Turin): 

Europa-Verträge mit 
10 MOEL 

EU-Beitritt der MOEL möglich 

Vorbereitungsstrategie ange­
fordert 

„Strategiepapier" der EU-
Kommission 

Heranführungsstrategie für 
die MOEL, „strukturierter Dia­
log", Mittelmeerpolitik 

Wei5buch über den Rechts­
rahmen in den MOEL, 

Weißbuch verabschiedet, er­
stes Treffen mit Regierungs­
chefs der MOEL 

Verhandlungen mit den 
MOEL beginnen 6 Monate 
nach Ende der EU-Regie­
rungskonferenz 

EU-Regierungskonferenz 
(IGC) behandelt Reformen 
der EU 

Verbesserung der Funktionsfähigkeit der EU sowie die 
Schaffung von Bedingungen zum Ziel, um die internen 
und externen Herausforderungen bewältigen zu kön­
nen 

Ihre Position zu dem Vorhaben der Regierungskonferenz 
legten auch die EU-Kommission, andere Organe der 
Union und alle nationalen Regierungen fest [Griller 
etal, 1996). Die Regierungskonferenz soll innerhalb 
eines Jahres abgeschlossen werden. Der Europäische 
Rat in Florenz im Juni 1996 beschloß die Einbeziehung 
Sloweniens in alle Programme zur Vorbereitung der 
MOEL auf die Aufnahme in die EU 

„PANEUROPÄISCHE KUMULIERUNG" 

Ein wichtiger Schritt zur Uberwindung der technischen 
Handelshemmnisse in Europa ist der Vorschlag des EU-
Ministerrates vom 25. Juni 1996 über die Einführung 
einer paneuropäischen Kumulierung. Im europäischen 
Freihandel ist die ZoHfreiheit nur für Produkte mit „Zo­
nenursprung" vorgesehen, wobei Abkommen der EU mit 
den einzelnen MOEL bzw EFTA-Ländern jeweils eine 
eigene Freihandelszone bilden. Vorprodukte aus einer 
anderen Zone dürfen nur unter gewissen, zum Teil recht 
restriktiven Bedingungen verwendet werden. So konnte 
Österreich z. B. bis 1994 oft nicht zollfrei in die EU ex-

W1FO MONATSBERICHTE 12/1996 801 



M OSTERWEITERUNG DER EU 

portieren, wenn für die Herstellung des Produktes Liefe­
rungen aus Ungarn verwendet wurden Dies traf auch 
dann zu, wenn die ungarischen Erzeugnisse in die EU 
zollfrei hätten exportiert werden können (vgl hiezu u. a. 
Stankovsky, 1995, Woolcock, 1996).. Die Ursprungsre­
gelung bedeutete auch im Zusammenhang mit der Inan­
spruchnahme der Begünstigungen für den passiven Ver­
edelungsverkehr mit Textilien in der EU für die Drittstaa­
ten ein Handelshemmnis {Stankovsky, 19951 

Das Problem der Ursprungsregelung wurde aus öster­
reichischer Sicht mit dem EU-Beitritt weitgehend besei­
tigt5) Für die Schweiz ergeben sich aus der bestehen­
den Regelung weiterhin Schwierigkeiten6) Der EU-Be­
schluß sieht eine Anpassung der Ursprungsprotokolle 
der Abkommen mit den MOEL, des EWR-Vertrags und 
des Abkommens mit den EFTA-Staaten durch die Einfüh­
rung der „diagonalen Kumulierung" vor Da das Ab­
kommen von den Parlamenten der MOEL verabschiedet 
werden muß, ist mit einem Inkrafttreten frühestens An­
fang 1997 zu rechnen Auf Initiative Österreichs wurde 
in den neuen Ursprungsprofokollen auch ein Zollrück­
vergütungsverbot mit einer Ubergangsfrist bis Ende 
1998 verankert 

KOSTEN DER OSTERWEITERUNG DER EU 

Zu den schwierigen Problemen der Aufnahme der 
MOEL in die EU zählen die Belastungen für das Budget 
der Union. Diese Kosten fallen vor allem in zwei Berei­
chen an: in der Finanzierung der GAP sowie in den 
Struktur- und Kohäsionsfonds 

Die Schätzungen der Kosten der Osterweiterung variie­
ren stark, wobei einige frühere Kalkulationen unreali­
stisch hohe Werte ergaben. Die Unterschiede resultie­
ren zum Teil aus den Annahmen für die Projektion der 
Entwicklung in den Beitrittsländern (Wirtschaftswachs­
tum, Produktion der Landwirtschaft), insbesondere aber 
aus den Annahmen über die Verfahrensänderungen der 
EU Dabei gilt es, die Auswirkungen sowohl der „siche­
ren" Umstellungen (z B Agrarreform 1992, Folgen der 
WTO-Vereinbarungen) als auch der noch offenen, im 
politischen Prozeß auszuhandelnden Änderungen (z B 
der Strukturfonds, deren geltende Verfahren 1999 aus­
laufen) zu berücksichtigen 

Die Schätzung der Beitrittskosten ist teilweise zu einem 
Politikinstrument geworden Auf hohe Kosten weisen 
Anhänger der Vertiefung der EU-Integration hin, die be­
fürchten, daß die Erweiterung diesen Prozeß verlangsa­

mt Beschränkungen bestehen dann, wenn ein österreichisches Unter­
nehmen für den Export in die MOEL z B Schweizer Vorprodukte ver­
wendet 
6\ Die Verwendung von Vorprodukten im Handel der EFTA-Staaten 
und der vier Visegrad-Staaten mit der EU wird durch Sanderregelun­
gen erleichtert 

Stellungnahme des Europäischen Parlaments zur 
Osterweiterung 

Die EU-Osterweiferung wurde wiederholt im Europäi­
schen Parlament diskutiert. Am 17. April 1996 stimmte 
das Plenum mit großer Mehrheit dem „Oostlander"-
Bericht zu, in dem die Aufnahme der Beitrittswerber 
aus Osteuropa unterstützt wird Großer Wert wird 
auf die Einhaltung der Menschenrechte gelegt Das 
Parlament befürwortet den gleichzeitigen Beginn von 
Verhandlungen mit allen Beitrittswerbern, die dann 
aber unterschiedlich rasch verlaufen werden. Es for­
dert auch eine Reform des EU-Vertrags, um zu verhin­
dern, daß ein Staat allein einen Beitrift oder ein Asso­
ziationsabkommen blockieren kann. Am 7 Mai 1996 
hielt das Budgetkomitee des Europäischen Parlaments 
ein öffentliches Hearing über die „Finanzierung der Er­
weiterung der EU" ab. Österreichs früherer Finanzmi­
nister Lacina sprach sich u.a. für eine Renationalisie-
rung der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) sowie eine 
Agrarreform mit dem Ziel aus, das Einkommen der 
Landwirtschaft von der Produktion zu entkoppeln (To-
getherin Europe, 28. Mai 1996). Die meisten Experten 
waren der Meinung, daß die Landwirtschaft der Bei­
trittswerber keine Direktzahlungen benötige Durch 
die Erweiterung wird das durchschnittliche BIP pro 
Kopf der EU sinken; dadurch werden sich einige der 
gegenwärtigen EU-Länder nicht mehr für die Unter­
stützung aus den Strukturfonds qualifizieren Eine 
Neugestaltung der Strukturfonds könnte sich als not­
wendig erweisen. 

men oder aufhalten könnte. Mit hohen Kosten wird 
aber auch die Notwendigkeit grundlegender Reformen 
(insbesondere der GAP) argumentiert [Schneider, 1995) 

Zu den häufig zitierten Schätzungen zählt jene von 
Baldwin (1994), der für nur 4 MOEL (Polen, Ungarn, 
Tschechien, Slowakei) aufgrund von Daten für 1989 Ko­
sten von bis zu 58 Mrd. ECU errechnet; für die GAP al­
lein (ebenfalls nur 4 MOEL) fielen dabei fast 
38 Mrd. ECU an [Anderson - Tyers, 1993) Aktuellere 
Berechnungen liefern niedrigere Ergebnisse Nach 
Breuss (1995) und Breuss - Schebeck (1996) durften die 
Nettokosten des Beitritts aller 10 MOEL im Jahr 2000 
30,3 Mrd ECU ausmachen; das entspräche 0,4% des 
EU-BIP bzw 3 1 % des EU-Budgets. Für die 4 MOEL 
würden nur Kosten von 16,8 Mrd. ECU anfallen Für 
die GAP ergeben sich laut Breuss Kosten von 
12,2 Mrd ECU, für die Strukturfonds von 21,6 Mrd. ECU 
(Beiträge der MOEL zum EU-Budget 4,4 Mrd ECU; 
Ubersichten 2 und 3) 

KOSTEN DER GAP 

Die Einbeziehung der MOEL in die GAP würde wegen 
der Größe des Agrarsektors in den meisten Staaten 
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Übersicht 2: Kosten einer Osterweiterung der Eü 

Zeitpunkides 4 MOEL 6 MOEL 10 MOEL 
Kostenonfolls 

M r d ECU 

Gesamtkosten 

CEPR [19921 1989 7,8 129 
Stenn I1994I 1! Noch 2000 6.5 11,0 

Courchene et al (1993I 2! 1990 43,0 
Baldwrn (19941 1 1990 58.1 
Baldwin 119941 II 1991 117 2 3 3 26.7 

Breuss 119951 2000 16,8 2 7 7 3 0 3 

Kosten der Gemeinsamen Agrarpolitik IGAPI 
Anderson - Tyers I1993f) 3 l 1990 37.6 
Brenton — Gros (1993I2I 1990 17,0 
Stenn I199411) Nach 2001 3,6 5,6 
Stenn H994)") Nach 2001 4.8 7 4 

Breuss (19951 2000 6 7 11 1 122 
EU-Kommission 11995B15) 2000 9 0 
fUKorn™ss/bn(1995Bri 2010 122 

We i le rs Schalzungen der Kosten für das Agrarbudget iür die 6 MOEL: Tangermann — 
Jos/ftig 11994)^1 20 Mrd . ECU, A4one etat. 119951*1 13,5 M r d . ECU, Tarditi - Marsh - Se 
nior-Nelb 119940 3 2 M r d . ECU, Steichen l )995)' l 5 M r d . ECU. - 4 M O E L Polen. Un­
garn, Tschechien und Slowakei 6 MOEL: 4 MOEL + Bulgarien und Rumänien 10 M O E L 
6 MOEL + Slowenien, Estland, Lettland und Litauen.— \ Mi t Strukture form — ^ Zitiert 
nach fla/aWn (1994). — 3) 47 M r d . $. - 4 I Ohne Slrukturreform - =1 Ohne Reform der 
GAP - *| Zitiert nach Schneider (19951 

(gemessen am Bevölkerungsanteil) hohe Kosten verursa­
chen Eine Kostenexplosion hätte ein Anstieg der Pro­
duktivität der (derzeit nur wenig leistungsfähigen) Land­
wirtschaft dieser Länder zur Folge Aus diesem Grund 
wird eine möglichst rasche Aufnahme der MOEL in die 
EU mit dem Ziel gefordert, den Aufbau von Uberkapazi­
täten zu verhindern [EU-Kommission, 1995B). Die Agrar-
preise der MOEL sind deutlich niedriger als jene der EU, 
zum Teil liegen sie sogar unter dem Weltmarktniveau. 
1992 erreichte das Subventionselement der Agrarpro­
duktion (PSE)7) in der EU 47% (in Osterreich 55%), in Po­
len hingegen nur 16%, in Ungarn 8% (in der Weizen­
produktion 52%, 9% und 4%1 In Tschechien und in der 
Slowakei waren die Subventionen etwas höher, in Bul­
garien etwas niedriger (ßreuss, 1995, Schneider, 1995) 
Nach neuen Berechnungen glich sich das PSE in Polen, 
Ungarn und Tschechien bei jeweils 20% an, während es 
in der EU auf 49% stieg (Dnes, 23.. Juli 1996) Eine An­
passung an das Agrarsystem der EU würde eine Ver­
teuerung der Agrarerzeugnisse zu Lasten der Verbrau­
cher in Osteuropa zur Folge haben 

Die Agrarkommission (DG VI) legte dem Europäischen 
Rat in Madrid im Dezember 1995 ein „Strategiepapier 
für die Landwirtschaft" vor [EU-Kommission, 1995B), in 
dem die Kosten der GAP für alle 10 MOEL im Jahr 2000 
auf 9 Mrd ECU, im Jahr 2010 auf 12,2 Mrd ECU ge­
schätzt werden. Auf Basis dieses Vorschlags arbeitete 
die DG II (Finanzen) eine detailliertere Kalkulation für 
Polen und Tschechien aus und errechnete die Kosten 
der GAP für Polen im Jahr 2000 mit 3,2 Mrd ECU, da­
von entfallen aber 2,2 Mrd ECU auf Ausgleichszahlun­
gen (Werte für Tschechien vgl.. Ubersicht 4) Ohne Aus­
gleichszahlungen würde die Übernahme der GAP durch 

7] Producer subsidy equivaleni - Unterstützung an die Landwirtschaft 
in Prozent des Produktionswertes 

Übersicht 3-. Kosten einer Osterweiterung der EU nach 
Ländern 

Schätzung für das Jahr 2000 

GAP'I Struktur­ Sudget- 8 ud ger­ Net tozah ungen 
politik 2] ausgaben einnahmen 

ungen 
politik 2] 

der EU der EU 
insgesamt insgesamt 
Mlll ECU n % des 

BIP3! 

Tschechien 904 1625 2 6 6 4 669 1 995 3.8 
Slowakei 396 1 705 2 147 225 1 922 10.9 
Ungarn 2 166 2 848 5.165 739 4 426 7.7 
Polen 3 2 9 0 6.480 10097 1 608 8 489 6.8 

4 MOEL 6.756 12.658 2 0 0 7 3 3 241 16.832 

Bulgarien 417 835 1 285 161 1 124 9.0 
Rumänien 3 9 5 7 6.163 10 223 510 9 7 1 3 24 4 
Slowenien 313 648 ! 011 248 763 4.0 

CEFTA4) 7 0 6 9 13 306 21.084 3.489 17 595 
6 MOEL 5) 11 130 19656 31 581 3 9 1 2 27 669 9.1 

Estland 198 351 566 86 430 7.2 
Lettland 260 423 703 98 605 79 
Litauen 299 541 859 97 762 10.1 

10 MOEL 12 200 21.619 3 4 7 2 0 4441 30 279 8 7 

Q: Breuss (1995), Breun; — Schebeck 119961. — 'l Gemeinsame Agrarpolitik — Mittel 
für die regionale ßeihillenpolm'k der EU. — 3 I In % des BIP der osteuropäischen Länder,-
in % des BIP der EU 15: 6 MOEL 0,37% 10 MOEL 0,40%; in % des EU-Budgets: 28,6% 
bzw. 31,3%. — (Tschechien, Slowakei, Ungarn. Polen. Slowenien — 5 I Tschechien Slo­
wakei Ungarn Polen Bulgarien Rumänien 

die 10 MOEL Kosten von nur 2,4 Mrd ECU verursa­
chen, d h etwa ein Drittel der Gesamtkosten der GAP 

Ausgleichszahlungen werden in der EU an die Landwirt­
schaft im Rahmen der finanziellen Solidarität als Kom­
pensation für Preissenkungen infolge der Reform von 
1992 geleistet Sie sind von der Produktion unabhängig 
Während die Einheit der Märkte (Interventionssystem) 
und die Gemeinschaftspräferenz (Importschutz) als un­
verzichtbare Grundsätze der GAP gelten, werden Aus­
gleichszahlungen für die Landwirtschaft in Osteuropa 
(auch im Hinblick auf das niedrige Einkommensniveau 
dieser Länder) als unnötig und zum Teil sogar als schäd­
lich angesehen Aus Stellungnahmen von Vertretern 
Osteuropas (u a.. anläßlich des Hearings im Europäi­
schen Parlament) ist ersichtlich, daß für sie ein Verzicht 
auf die Ausgleichszahlungen unter gewissen Umstän­
den annehmbar wäre. 

STRUKTURFONDS 

Die Struktur- und Kohäsionsfonds dienen zur Verringe­
rung der Wohlstandsunterschiede innerhalb der EU. 
Anspruchsberechtigt sind Regionen, deren BIP pro Kopf 
weniger als 75% des EU-Durchschnitts ausmacht. Im 
Hinblick auf den Entwicklungsrückstand der MOEL 
(auch in den reichsten Ländern, Slowenien und Tsche­
chien, erreicht das BIP pro Kopf nur etwa 40% bis 50% 
des EU-Durchschnitts) würden alle neuen EU-Mitglieder 
Zahlungen aus den Strukturfonds erhalten 

Für die Struktur- und Kohäsionsfonds der EU stehen 
in der laufenden Periode (1994/1999) jährlich 
27 Mrd. ECU (insgesamt 170 Mrd ECU) zur Verfügung.. 
Nach vorläufigen Berechnungen könnte dieser Betrag 
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Übersicht 4: Kosten der GAP und Ausgleichszahlungen im 
Falle einer Osterweiterung der EU 

Schätzungen der EU für das Jahr 2000 

Kosten der GAP 

Ausgleichszahlungen 

Feld fr Uchte 

Rinderprämie 

Kosten der GAP ohne Ausgleichs­
zahlungen 

10 M O EL 

9,0 
6 6 
5 3 
0 8 

Polen Tschechien 

M r d ECU 

3 2 
2 2 
I 9 
0 3 

0 9 
0.6 
0,6 
0 1 

2 4 1.0 0 3 

Q: Strategiepapier für die Landwirtschaft [EU-Kommission, I995BI EU M996AI 

für das nächste Programm (2000 bis 2006) auf 
37 Mrd ECU jährlich (insgesamt 260 Mrd ECU) erhöht 
werden, ohne die vereinbarte Begrenzung des Beitrags 
an den EU-Haushalt von 1,27% des BIP zu überschrei­
ten. Nach Vorstellungen der EU könnte in diesem Rah­
men eine Hilfe für die Beitrittsländer von 7 Mrd. ECU 
jährlich (insgesamt 50 Mrd ECU) untergebracht wer­
den; gegenwärtig machen die Leistungen im Rahmen 
von Phare jährlich 1 Mrd. ECU aus Auch nach dieser Er­
höhung blieben mehr als 200 Mrd ECU für die gegen­
wärtigen EU-Mitglieder, soda5 die Hilfsprogramme an 
die anspruchsberechtigten Regionen fortgesetzt werden 
könnten. Nach Ansicht der Kommission ist allerdings 
eine Reform der Strukturfonds, insbesondere eine Kon­
zentration auf die wichtigsten Aufgaben notwendig 
Laut EU-Kommissarin Wulf-Mathies ist eine Osferweite-
rung ohne zusätzliche finanzielle Belastungen möglich 
(Financial Times, 26 Juni 1996; Together in Europe, 
15 Juli 1996). Eine Reform der Strukturfonds könnte in 
der Einführung einer am BIP des Empfängerlandes be­
messenen Obergrenze („ceiling") für die Zuwendungen 
bestehen. Ais Orientierung könnte der heute in der EU 
erreichte Höchstwert dienen. Anläßlich der Anhörung im 
Europäischen Parlament waren Vertreter der MOEL mit 
einer solchen Regelung im Prinzip einverstanden. 

DIE MOEL UND DIE WÄHRUNGSUNION 

Nach dem vom Europäischen Rat in Madrid im Dezem­
ber 1995 verabschiedeten Szenario soll die Wirt­
schafts- und Währungsunion Anfang 1999 in Kraft tre­
ten. Nach einer dreijährigen Umstellungsphase (1999 
bis 2001) würde in der ersten Jahreshälfte 2002 die Ein­
heitswährung („Euro") eingeführt. Während der Vorbe­
reitungsphase im Jahr 1998 soll u a.. im Frühjahr das 
Verzeichnis der teilnehmenden Staaten anhand von 
Konvergenzkriterien vom Rat mit einer qualifizierten 
Mehrheit beschlossen werden [Breuss, 1996A) Die für 
die Währungsunion nicht qualifizierten Länder würden 
in ein neues Europäisches Währungssystem („EWS II") 
eingebunden8). 

Aus heutiger Sicht kann angenommen werden, daß zum 
Zeitpunkt der Osterweiterung der EU die Währungsuni­
on bereits besteht Die Bedingungen für die Aufnahme 
in die EU beziehen sich auf die Teilnahme am Binnen­
markt, nicht an der Währungsunion. Die Erfüllung der 
Maastricht-Kriterien ist daher keine Voraussetzung für 
einen EU-Beitritt Der Eurpäische Rat in Kopenhagen 
hielt aber ausdrücklich fest, daß die Beitrittsländer auch 
das Ziel des Beitritts zur Währungsunion verfolgen müs-
sen ) 

Zum Zeitpunkt der Aufnahme in die EU werden aller­
dings die MOEL noch nicht die Stabilität und das Ent­
wicklungsniveau der reicheren EU-Länder erreicht ha­
ben. Deshalb werden sie ein gewisses Ausmaß an 
Autonomie in der Fiskal- und Wechselkurspolitik benöti­
gen In diesem Zusammenhang sind allerdings auch die 
Interessen der Teilnehmer an der Währungsunion zu 
berücksichtigen. 

KÜNFTIGE WECHSELKURSPOLITIK DER MOEL 

Eine EU-Studie über die Herausforderungen für die 
Geld- und Wechselkurspolitik der MOEL bezeichnet die 
Wechselkursstabilität und den Verlust des Wechsel­
kursinstruments als die schwierigsten Bedingungen für 
eine Teilnahme der assoziierten Staaten an der Wäh­
rungsunion Ulzkovitz, 1995) Den neuen Mitgliedsfaaten 
wird - dieser Studie gemäß - eine autonome Geldpoli-
fik zugestanden Gleichzeitig werden sie eingeschränkt 
am Europäischen System der Zentralbanken feilneh­
men. In bezug auf Offenmarktgeschäfte, Mindestreser-
vepolitik und andere Instrumente der Geldmengenkon­
trolle müssen sich die neuen Mitgliedstaaten nicht an 
Richtlinien der EZB halten Sie sind auch nicht verpflich­
tet, ihre Reserven an die EZB abzuführen Ihre Zentral­
banken müssen jedoch unabhängig sein und das Infla­
tionsziel einhalten. Die jeweiligen Zentralbankpräsiden­
ten sind Mitglied des Generalrates der EZB und haben 
dort die Möglichkeit, die Geldpolitik der Teilnehmerlän­
der zu übernehmen und aus ihrer Sicht zu beurteilen 

Die neuen Mitgliedstaaten werden auch an künftigen 
Wechselkursvereinbarungen zwischen den „Ins" (Teil­
nehmer an der Währungsunion} und den „Pre-Ins" 
(Nichtteilnehmer) teilnehmen. Grundsätzlich sollten die­
se Vereinbarungen sowohl Konvergenz unter den 
Nichtteilnehmern als auch ein reibungsloses Funktionie­
ren des Binnenmarktes garantieren Sie müßten auch 
ausreichend flexibel sein, um Wechselkursanpassungen 
zu erlauben und hohe Wechselkursvolatilitäten zu ver­
meiden 

Selbst wenn die Konvergenzkriterien derzeit von den 
assoziierten Ländern noch nicht erfüllt werden, wird 

3) In diesem EWS II wird der Euro wahrscheinlich die Ankerwährung 
sein 

9) Es ist kaum anzunehmen, daß ihnen wie Großbritannien und Däne­
mark Ausnahmebestimmungen eingeräumt werden 
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nicht nur begrüßt, sondern auch vorausgesetzt, daß sie 
die künftige Verpflichtung bereits berücksichtigen Die 
Hauptfrage ist nicht ob, sondern wann die MOEL die 
Konvergenzkriterien als ihr unmittelbares Ziel überneh­
men. 

Die Wahl des richtigen Wechselkursregimes für die 
Ubergangsperiode ist sehr komplex Sie hängt jeweils 
von den wirtschaftlichen Rahmenbedingungen und vom 
Stand des Reformprozesses eines Landes ab. Fixe 
Wechselkurse können nur dann aufrechterhalten wer­
den, wenn sie von einer passenden Wirtschaftspolitik 
und grundlegenden fiskal- und geldpolitischen Refor­
men begleitet sind Flexibilität der Wechselkurse ist in 
der Transformationsphase nötig, um die Verluste an 
preisbestimmter Wettbewerbsfähigkeit zu kompensie­
ren und hohe Kapitalzuflüsse abzufangen Alle Maß­
nahmen sollten den Konvergenzprozeß der osteuropäi­
schen Länder beschleunigen Hingegen würde eine zu 
frühe Einführung der strengen Konvergenzkriterien (ins­
besondere für das Budgetdefizit) einen erfolgreichen 
Abschluß der Strukturreformen hinauszögern 

AUSBLICK 

Die Länder Osteuropas haben aus wirtschaftlichen wie 
aus politischen und sicherheitspolitischen Gründen ein 
erhebliches Interesse an einer Aufnahme in die EU Aus 
heutiger Sicht könnten innerhalb einer Frist von 5 bis 
7 Jahren einige MOEL die von der EU gestellten Bedin­
gungen dafür erfüllen, für andere MOEL dürfte die An­
passungsperiode länger dauern 

Um die Herausforderungen der Osterweiterung mit Er­
folg zu bewältigen, wird sich auch die EU an die neuen 
Verhältnisse anpassen müssen Eine Reform der Union 
ist Gegenstand der Regierungskonferenz (IGC), die im 
März 1996 begann und innerhalb eines Jahres ab­
geschlossen werden soll Ein Rückschlag in der Ver­
wirklichung der Ziele der IGC würde die Osterweite­
rung verzögern und möglicherweise sogar in Frage stel­
len 

Nach einem erfolgreichen Abschluß der Regierungskon­
ferenz wird es notwendig sein, eine für alle Teilnehmer 
akzeptable Lösung für die Finanzierung der Kosten der 
Osterweiterung zu finden Diese Lösung wird in einem 
Kompromiß zwischen den Interessen der Nettozahler 
der EU (die eine Aufstockung ihrer Beiträge verhindern 
wollen) und jenen der gegenwärtigen Nettoempfänger 
(die einer Kürzung der bisherigen Zuwendungen nicht 
ohne weiteres zustimmen werden) bestehen müssen 
Wegen des nach der Osterweiterung verschärften 
Wettbewerbs um Absatzmärkte und weniger entwickel­
ten EU-Ländern Direktinvestitionen muß auch für die we­
niger entwickelten EU-Länder vorgesorgt werden. Zum 
Ausgleich der Osterweiterung wird - im Interesse der 
südlichen EU-Länder - die Mittelmeerkooperation inten­

siviert Die EU-Staaten in West- und Mitteleuropa wer­
den temporäre Schutzmaßnahmen gegenüber einer zu 
starken Liberalisierung der Arbeitsmärkte verlangen. Ein 
möglicher Risikofaktor für die Osterweiterung ist auch 
ein Rückschlag in der Implementierung der Währungs­
union. 

Unter der Voraussetzung, daß die oben aufgezeigten 
Probleme und Aufgaben bewältigt werden, zeichnet 
sich folgender möglicher Pfad für die Osterweiterung 
der EU ab: Ein halbes Jahr nach dem Abschluß der Re­
gierungskonferenz, d .h . im Frühjahr 1998, könnten die 
Beitrittsverhandlungen beginnen. Bis zu diesem Zeit­
punkt werden die Stellungnahmen der Kommission 
(„Avis") zu den Anträgen vorliegen Auch wenn in die­
sen Berichten die Integrationsfähigkeit der Beitrittswer­
ber unterschiedlich beurteilt wird, beginnen voraussicht­
lich die Beitrittsverhandlungen mit allen 10 MOEL 
gleichzeitig. Relativ bald dürfte sich aber bezeichnen, 
daß eine baldige Aufnahme nur für etwa 4 MOEL reali­
stisch ist.. Die EU wird dann den politischen Mut zu einer 
Differenzierung und auch zur Uberwindung von Einwän­
den nördlicher und südlicher EU-Länder finden müssen 
Eine „Blockabfertigung" für alle 10 MOEL wird für die 
EU wohl nicht zu bewältigen sein. 

Die Verhandlungen mit der ersten Gruppe könnten bis 
zum Jahr 2000 abgeschlossen und eventuell auch para­
phiert sein10) Die Jahre 1998 und 1999 werden als 
„Windows of opportunity" für die Osterweiterung be­
zeichnet, da die Präsidentschaft jeweils von Ländern 
wahrgenommen wird, die die Osterweiterung befür­
worten (1998 Großbritannien und Osterreich, 1999 
Deutschland und Finnland). In den Jahren 2001 bis 2003 
könnte dann der sehr schwierige Prozeß der Ratifikation 
der Beitrittsverträge für die erste MOEL-Gruppe durch 
die Parlamente aller beteiligten Staaten stattfinden 
Gleichzeitig könnten die Verhandlungen mit der zwei­
ten MOEL-Gruppe weitergeführt werden.. Die erste Stu­
fe der Osterweiterung (für etwa vier Länder) könnte im 
Jahr 2003 oder Anfang 2004 verwirklicht werden. 

ÖSTERREICHS INTERESSEN IN BEZUG 
AUF DIE EU-OSTERWEITERUNG 

Die ökonomischen Auswirkungen einer Osterweiterung 
der EU wurden vom WIFO mit Hilfe eines Modells un­
tersucht [Breuss, 1995, Breuss - Schebeck, 1996). Die 
Grundlage bildet ein Modell des WI IW ILandesmann -
Posch], 1995), in welchem die Auswirkungen des EU-
Beitritts auf das Wirtschaftswachstum und den Außen-

10) Bundeskanzler Kohl meinte anläßlich seines Besuchs in Warschau 
im Juli 1995, daß bis zum Jahr 2000 ein ausgearbeiteter ßeitrittsver-
trag mit Polen vorliegen könnte, der dann noch ratifiziert werden 
müßte (Financial Times, 10 Juli 1995) Präsident Chirac stellte Polen 
die Aufnahme in die EU bis zum Jahr 2000 in Aussicht 
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hanclel der MOEL berechnet wurden. In Österreich 
würde der EU-Beitritt der 10 MOEL in der Periode 2000 
bis 2008 einen kumulierten Wachsfumseifekt von 1,7% 
(gegenüber dem Szenario der Assoziation) auslösen. 
Die Beschäftigtenzah) könnte um 34 400 Personen stei­
gen, der Staatshaushalt würde (trotz höherer Beiträge 
an den EU-Haushalt) um 14,4 Mrd S entlastet"). Be­
sonders vorteilhaft würde sich für Österreich die Auf­
nahme der vier Nachbarländer auswirken (Tschechien, 
Slowakei, Ungarn, Slowenien) - sie dürfte allein einen 
Wachstumsimpuls von 1,5% des BIP und eine Budget­
entlastung von 19,4 Mrd S bringen. Die Aufnahme an­
derer MOEL könnte in Österreich kaum meßbare 
Wachstumsirnpulse auslösen, das Budget aber netto 
belasten. 

Eine interessante Ergänzung dieser Untersuchung bildet 
eine Studie von Keuschnigg - Kohler (1996), die mit Hil­
fe eines für Österreich entwickelten Modells die Vortei­
le des EU-Beitritts für die MOEL schätzen Durch den 
EU-Beitritt würde sich das BIP in Tschechien langfristig 
um mindestens 1,1%, in Ungarn um 0,9%, in Polen um 
0,8% und in der Slowakei um 0,7% erhöhen. Nach Auf­
fassung der Autoren könnten allerdings diese Effekte 
doppelt so hoch ausfallen.. Hinzu kommen die Wachs­
tumsimpulse im Osten als Folge der Transfers Ein höhe­
res Wirtschaftswachstum der MOEL wäre für Öster­
reich vorteilhaft. 

Österreichs Interessen in bezug auf die Osterweiterung 
der EU beurteilt ein von der Regierung eingesetzter Ar­
beitskreis in seiner Stellungnahme vom 31 Dezember 
1995 so: „Insgesamt werden jedoch die Vorteile und 
Chancen, die sich für unser Land - insbesondere durch 
den Beitritt unserer Nachbarn — ergeben, klar überwie­
gen." Der Bericht macht aber auf den Anpassungsbe­
darf in verschiedenen Bereichen der österreichischen 
Wirtschaft und Gesellschaft aufmerksam.. Er fordert 
eine rasche Aufnahme von Beitriftsverhandlungen, Zwi­
schenschritte („Ost-EWR") werden nicht für sinnvoll 
erachtet Der Arbeitskreis weist darauf hin, daß durch 
den EU-Beitritt der Oststaaten Sicherheit und Stabilität 
in Mitteleuropa gestärkt werden. Dies bringt auch einen 
Sicherheitsgewinn für Österreich Für den freien Perso­
nenverkehr werden Ubergangsfristen gefordert 

Zu einem ähnlichen Ergebnis kommt der Beirat für Wirt­
schafts- und Sozialfragen in einem „Positionspapier zu 
ausgesuchten Themen rund um die Regierungskonferenz 
1996" vom 22. März 1996, das auch die Frage der 
Osterweiterung behandelt. Der Beirat spricht sich u. a. 
für eine differenzierte Behandlung der Beitrittswerber 
aus Gefordert wird, daß durch die Osterweiterung der 
EU keine bedeutenden Wanderungsbewegungen aus-

") Diese Berechnungen berücksichtigen die Gesamteffekte, d h. die 
direkten Effekte durch den Außenhandel, die Wachstumsimpulse in 
der EU sowie zusätzliche Exporte durch Transfers 

gelöst werden, da Österreich durch seine geographi­
sche Nähe zu den Beitrittsländern davon besonders 
betroffen wäre. 
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Eastern Europe on the Way into the EU - Summary 

Preparations for granting EU membership fo the coun­
tries of Central and Eastern Europe associated with 
the EU (CEEC) continued. The Commissioner for Agri-
culture presented a S t r a t e g i e paper on agriculture fo 
the European Council in Madrid in December 1995 
This paper estimates the costs of the Common Agricul­
tural Policy for all 10 CEEC countries at ECU 9 billion 
in the year 2000, at ECU 12.2 billion in 2010 The ex-
clusion of compensation payments reduces the costs 
to ECU 3 billion. According to the Commission's esti­
mates, the Eastern enlargement will not be a financial 
bürden to the structural funds. One reform of the 
structural funds being considered is the introduetion of 
ceilings for payments, measured in terms of GDP of 
the reeeiving country Some deliberations on how to 
include the CEEC into the exchange rate mechanism 
of fhe EU (EMS III have been set out The European 
Council has charged the Commission in Madrid in De­
cember 1995 to work out a position (avis) regarding 
the membership applications from the Central and 
Eastern European countries and to presenf the follow-
ing documents: a basic paper on Eastern enlarge­
ment, a detailed analysis of methods appropriate for 
the EU budget after the year 1999, and an analysis of 
possible transition rules. Negotiations with the CEEC 
are to start at the same time as those with Cyprus 

and Malta (i e , six months after the end of the In­
tergovernmental Conference). On April 17, 1996, the 
European Parliament approved the „Oostlander" re-
port, which Supports EU membership of the candi-
dafes in Central and Eastern Europe On June 25, 
1996, the EU Council of Ministers proposed the in­
troduetion of a pan-European cumulafion, an impor-
tant step towards overcoming technical barriers in Eu­
rope. On July 10, 1996, the Europe agreement with 
Slovenia was signed, an agreement that has long 
been biocked by Italy The interim agreement will 
come into effect at the beginning of 1997 On the 
same day, Slovenia applied for membership in the EU 
Thus, the EU has signed Europe agreements with 10 
Central and Eastern European countries, all of which 
have also applied for membership in the EU Many 
studies have maintained that the firsf phase of Eastern 
enlargement (for about four countries) could be real-
ized in the year 2003 or at the beginning of 2004. 

A working party instituted by Austria's government 
evaluated Austria's interests as follows: „In sum, the 
advantages which can be expected for Austria (from 
the Eastern enlargement), espeäally from our neigh-
bors' accession to the EU, will clearly dominate the 
disadvantages " 
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